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Vertrag über Planungsleistungen
Objektplanung
zwischen
	
BG Universitätsklinikum Bergmannsheil gGmbH
vertreten durch die Geschäftsführung
Bürkle de la Camp-Platz 1
44789 Bochum 
- nachfolgend (Auftraggeberin) „AG“ genannt -

und

[Firma/Name, Adresse, [ggf.] vertreten durch]
- nachfolgend (Auftragnehmer) „AN“ genannt -

- nachfolgend gemeinsam auch „Parteien“ genannt -
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Präambel 
Die BG Kliniken sind medizinische Leistungserbringer der gesetzlichen Unfallversicherung. Ihre Hauptaufgabe ist es, schwer verletzte Unfallopfer und Menschen mit Berufskrankheiten zu behandeln und wiederherzustellen. In den Einrichtungen werden jährlich mehr als 525.000 Patientinnen und Patienten versorgt. In neun Akutkliniken, einer Klinik für Berufskrankheiten, einer Reha-Klinik und zwei ambulanten Einrichtungen versorgen die BG Kliniken bundesweit über eine halbe Million Patientinnen und Patienten im Jahr. Die BG Kliniken sind mit über 15.000 Beschäftigten eine der größten Klinikgruppen Deutschlands.
Die AG ist eine Tochtergesellschaft der BG Kliniken gGmbH. 

Die Berufsgenossenschaftliche Universitätsklinikum Bergmannsheil gGmbH zählt zu den größten Akutkliniken der Maximalversorgung im Ruhrgebiet. 1890 als erste Unfallklinik der Welt zur Versorgung verunglückter Bergleute gegründet, vereint das Bergmannsheil heute 23 hochspezialisierte Kliniken und Fachabteilungenunter einem Dach. Rund 2.200 Mitarbeitende stellen die Versorgung von rund 84.000 Patientinnen und Patienten pro Jahr sicher.
1977 wurde das Bergmannsheil zur Universitätsklinik der Ruhr-Universität Bochum, gemeinsam mit weiteren Kliniken aus dem Bochumer Raum. Dieses anfangs als Provisorium gestartete „Bochumer Modell“ wurde später zu einer dauerhaften Lösung weiterentwickelt. Als Universitätsklinik wird auch damit auch Forschung und Lehre im Bergmannsheil durchgeführt.
Ziel der Maßnahme ist die Sicherstellung des Betriebs der Sterilisation und die damit verbundene Versorgung der Patient*innen im OP und in den Eingriffsräumen mit Sterilgütern bzw. die Sicherstellung des OP-Betriebs.
Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien Folgendes:
[bookmark: _Ref497904097][bookmark: _Toc497906112]Gegenstand des Vertrages und Zielvorstellungen
Die AG beabsichtigt in der AEMP (Haus 6 UG) 7 neue RDGs, 3 neue Dampfsterilisatoren, 1 Großraum-RDG und 1 TEE-RDG zu beschaffen. Alle Geräte sollen zukünftig nicht mehr mit einer zentralen Dampferzeugung, sondern mit Eigendampf betrieben werden. Für die Endoskopieaufbereitung im Haus 3 UG werden 3 RDG-E, 5 Trockenschränke sowie ein neues Tauchbecken beschafft. Für die neuen Geräte sind größtenteils neue Anschlüsse erforderlich. Alle neuen Geräte werden mit Eigendampferzeugern ausgestattet, sodass hier die entsprechenden Leitungen neu verlegt werden müssen. 
In der Endoskopieaufbereitung ist eine Ersatzbeschaffung der Aufbereitungsmaschinen als Durchreichemaschinen geplant. Darüber hinaus sollen Trockenrschränke für eine hygienisch einwandfreie Trocknung und Lagerung der Geräte beschafft werden. Die vorhandenen Räumlichkeiten sollen so umstrukturiert werden, dass eine räumliche Trennung von rein und unrein gewährleistet ist. Die Durchreiche-Aufbereitungsmaschinen stellen dabei die Schnittstelle zwischen den beiden Bereichen dar. Der Untersuchungsraum 1 in der Endoskopie soll als neuer „reiner“ Bereich dienen. Alle Arbeiten müssen im laufenden Betrieb erfolgen und werden in max. jeweils 3 Bauabschnitte eingeteilt. Gegenstand dieses Vertrages sind Planungsleistungen der Objektplanung Gebäude für die folgende Baumaßnahme:
Bezeichnung BOC AEMP
Die Anforderungen an die Funktionen, Nutzflächen und Räume und Angaben zu besonderen baulichen Anforderungen und Gegebenheiten ergeben sich aus den beigefügten Unterlagen, die Vertragsgrundlage werden, vgl. § 2 Absatz (1). 
Die Wirtschaftlichkeit des Projekts ist für die AG wesentlich. Die Planung hat daher dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit im Hinblick auf die Ausführungsqualität, die Nachhaltigkeit (wartungsfreundlich, nachrüstbar, umnutzungsfähig) und Hygienequalität zu folgen.
Für die Realisierung des Vorhabens gehen die Parteien von Bau- und Ausstattungskosten der KGR 300 – 400 (ohne KG 470) in Höhe von rund EUR 460.882 € Gesamtkosten netto aus. Die Vertragsparteien vereinbaren, nach / mit Abschluss der Leistungsphase 3 eine Baukostenobergrenze, die schriftlich festgelegt wird. 
Die Zielvorstellungen des Auftraggebers zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (Planungs- und Überwachungsziele im Sinne des § 650p Abs. 2 BGB ergeben sich aus der dem AN vorliegenden Erläuterungsbericht (Anlage 06), dem Dokument Entwurfsplanung (Anlage 07) und dem Dokument Erläuterung Maßnahmen im Betrieb (Anlage 08) die Vertragsbestandteil sind. 
Zur Projektfinanzierung ist ein Förderantrag bei der DGUV gestellt und genehmigt. 
[bookmark: _Toc497906113]Grundlagen und Bestandteile des Vertrages
[bookmark: _Ref497903839]Maßgeblich für die vom AN zu erbringenden Leistungen sind die folgenden Vertragsbestandteile, und zwar in der beschriebenen Reihenfolge, die gleichzeitig eine Geltungsrangfolge bildet:
die Regelungen dieses Vertrages;
das detaillierte Leistungsbild der Objektplanung Gebäude mit Honorarangebot des AN (Anlage 2 – Teil 1 und 2);
Neu- und Umbauplanung im Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes – Basismodul (DGUV Information 207-016) (Anlage 5)
Bauliche Umsetzung des Universal Design gemäß DIN 18040-2
Erläuterungsbericht (Anlage 4)
Entwurfsplanung (Anlage 7)
Erläuterung der Maßnahmen im Betrieb (Anlage 8)
Abgestimmter Rahmenterminplan in seinen Fortschreibungen (aktueller Stand, Anlage 6)
Grundlagen des Vertragsverhältnisses sind neben den gesetzlichen Regelungen und öffentlich-rechtlichen Bestimmungen im Übrigen:
· die Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung;
· Das Vergabehandbuch der BG Kliniken, (Anlage 9);
· Die Beschaffungsrichtlinie der BG Kliniken, (Anlage 10);
· Die Verfahrensordnung Investitionsfinanzierung der BG Kliniken, (Anlage 11). 
Sonstige nicht unter Absatz (1) aufgeführten Protokolle oder sonstigen Schriftstücke bilden keine Vertragsbestandteile und haben in diesem Sinn auch dann keine Gültigkeit, wenn in den sonstigen Schriftstücken darauf Bezug genommen wird.
[bookmark: _Ref497904724][bookmark: _Toc497906114]Leistungen des AN 
[bookmark: _Ref497904051]Die AG beauftragt den AN mit den Leistungen der Objektplanung Gebäude (§ 34 HOAI i.V.m. Anlage 10 zu § 34 Absatz 4 HOAI).
Der AN wird nach Maßgabe dieses Vertrages alle Planungsleistungen erbringen, die erforderlich sind, um den in § 1 bezeichneten Planungserfolg für die unter Absatz (1) genannten Planungen und Zielvorstellungen der AG zu erreichen (vertraglich vereinbarte Beschaffenheit). Vor Beginn der Planung wird der AN die übergebenen Bestandsunterlagen sowie die Machbarkeitsstudie auf Plausibilität prüfen und Widersprüche aufzeigen.
Neben diesen nicht abschließend beschriebenen Mindestleistungen schuldet der AN alle Leistungen, die zur Herbeiführung des vereinbarten Erfolges notwendig werden, unabhängig davon, ob sie in diesem Vertrag aufgeführt werden. Das gilt insbesondere für die Erstellung einer vollständigen und dauerhaft genehmigungsfähigen Entwurfsplanung nebst Genehmigungsplanung und deren Fortschreibung zu einer vollständigen und ausführungsreifen Ausführungsplanung bzw. der Erstellung prägender Leitdetails. 
Die Mindestanforderungen an die vom AN zu erbringenden Leistungen ergeben sich aus dem als Anlage 2 beigefügten detaillierten Leistungsbild. Bei den darin genannten Leistungen handelt es sich nicht um eine abschließende, sondern lediglich um eine beispielhafte Beschreibung der vom AN in jedem Fall vertraglich geschuldeten Leistungen.
Der Auftrag umfasst zunächst die Leistungen der Leistungsphase 5 gemäß dem detaillierten Leistungsbild (Anlage 2). Die AG beabsichtigt, den AN auch mit den Leistungen der Leistungsphase 6 (Stufe II) und den Leistungsphasen 7 und 8 (Stufe III) zu beauftragen. Aufgrund der erforderlichen Gremienläufe kann der Abruf der nachfolgenden Stufe bis zu ca. 6 Monaten dauern. Im Fall einer Unterbrechung (z.B. Gremienläufe) hat der AN hat seine Leistungen spätestens 30 Kalendertage nach Abruf der jeweiligen Leistungsstufen durch die AG fortzusetzen. Die AG ist berechtigt einzelne Teilleistungen der Leistungsphasen nicht oder nicht vollständig abrufen.
Ein Anspruch des Auftragnehmers auf ganze oder teilweise Beauftragung besteht nicht. Die Beauftragung erfolgt auf Abruf der AG und nach Erfordernis ggfs. für verschiedene Abschnitte. Aus der stufen- oder abschnittsweisen Beauftragung bzw. nicht erfolgten Beauftragung kann der AN keinen Anspruch auf Erhöhung seines Honorars herleiten.
[bookmark: _Hlk120292980]Der AN ist zudem verpflichtet, die beauftragten Leistungen in allen Leistungsstufen/Leistungsphasen so zu erbringen und mit den anderen fachlich Beteiligten zu koordinieren, dass die Baumaßnahme mangelfrei geplant und errichtet werden kann. Hierzu wird der AN projektabhängig auch eine personell ausreichende Bauüberwachung vornehmen.
Der AN hat seine Leistungen entsprechend den anerkannten Regeln der Technik sowie in Übereinstimmung mit den einschlägigen Bestimmungen des öffentlichen Rechts und der ihm bekannten (fortgeschriebenen) Zielvorstellungen des Auftraggebers und in möglichst wirtschaftlicher Weise zu erbringen. Dies bedeutet insbesondere, dass sämtliche Leistungen im Rahmen der sonstigen Vorgaben und Zielvorstellungen des Auftraggebers sowie des technisch und rechtlich Möglichen mit dem Ziel größtmöglicher Kosteneinsparung sowohl bei der Errichtung des Bauvorhabens, als auch bei der späteren Nutzung zu erbringen sind. 
Der AN ist verpflichtet, die AG bei der Beantragung von Fördermitteln gemäß der Verfahrensordnung zur Investitionsfinanzierung zu unterstützen und hierbei die von der AG zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden. Ebenso ist der AN verpflichtet, die AG bei der Führung des Berichtswesens für das Bundesamt für soziale Sicherung zu unterstützen, u.a. durch die auszugsweise Übermittlung der Vergabeakten.
Der AN ist zur Zusammenarbeit mit der zentralen Vergabestelle der AG bei der Vorbereitung und dem Erstellen der Vergabeunterlagen für die Vergabeplattform (DTVP) verpflichtet.
Der AN ist verpflichtet, die ihm übertragenen Leistungen in eigener Person oder durch fest angestellte Mitarbeiter seines Büros zu erbringen. Die Beauftragung von freien Mitarbeitern hat er der AG unverzüglich anzuzeigen. Die AG ist berechtigt, Qualifikationsnachweise für die vom AN beauftragten Unterbeauftragten zu fordern und deren Beauftragung zu widersprechen, sofern dies aus wichtigem Grund gerechtfertigt ist. Die Beauftragung von Unterbeauftragten durch den AN bedarf in jedem Fall der vorherigen, schriftlichen Zustimmung der AG.
[bookmark: _Toc497906115]Unterlagen und Koordination
Der AN hat als Entwurfsverfasser die von ihm gefertigten zeichnerischen und sonstigen Unterlagen zu unterzeichnen. Er hat sämtliche Leistungen persönlich oder mit seinem Büro zu erbringen.
Die vom AN vorzulegenden Beschreibungen, Pläne und Berechnungen sind der AG in  digitaler Form zu übergeben. 
Als digitale Übergabeformate sind folgende Datenformate in mit aktueller Software lesbaren Versionen zu verwenden: 
Beschreibungen 	.DOCX (MS Office 2016 aufwärts) und .PDF (aktuelle Version)
Berechnungen		.XLSX (MS Office 2016 aufwärts) und .PDF (aktuelle Version)
Kostenermittlung 	GAEB 90, .PDF und .XLSX (MS Office 2016 aufwärts)
Mengenermittlung 	REB DA 11, .PDF und .XLSX (MS Office 2016 aufwärts)
Terminplanung 		.mpp (MS Project) und .PDF (aktuelle Version)
Für Zeichnungen/ Pläne sind folgende digitale Übergabeformate in mit aktueller Software lesbaren Versionen zu verwenden: 
Zeichnungen		DWG in aktuell lesbarem Format und PDF
Die für die Einholung erforderlicher Genehmigungen notwendigen Unterlagen und sonstige notwendige Zeichnungen, Beschreibungen und Formulare für Anträge und Abstimmungen mit Ämtern und Behörden sind in der Anzahl (mind. 3-fach), die das entsprechende Amt bzw. die entsprechende Behörde fordert oder zur schnelleren Bearbeitung wünscht, vom AN anzufertigen und zu übergeben.
Die AG behält sich vor auf seine Kosten die folgenden Projektdatenbanksysteme zur Verfügung zu stellen, in welche der AN alle Planungsunterlagen einzustellen hat:
· Think Project für das Dokumenten- und Planmanagement
· Think Project Control zur Kostensteuerung und -überwachung
Die Projektdatenbank wird von einem Dritten bereitgestellt. Die AG steht nicht für eine ununterbrochene Verfügbarkeit des Systems ein.
Der AN ist verpflichtet, sämtlichen Informationsaustausch über das vorgenannte Projektdatenbanksystem abzuwickeln. Dies entbindet den AN nicht, die nach diesem Vertrag geschuldete Anzahl von Unterlagen in anderen Datenformaten zu erstellen und zu übergeben. Das Recht der AG, dem AN weitere Dokumente zu benennen, die außerhalb des Projektdatenbanksystems auszutauschen sind, bleibt unberührt.
Informationen und Unterlagen, die an den AN über die ihm zugewiesenen Adressen des Projektdatenbanksystems gesendet werden, gelten als zugegangen, sobald der AN die Möglichkeit des Zugriffs hat. Der AN wird hierzu in ein vom Betreiber geführtes Verzeichnis aufgenommen. Der AN ist verpflichtet, die für ihn eingerichteten Zugänge geschäftstäglich auf neue Unterlagen und Informationen zu prüfen. 
Der AN hat die Leistungen der anderen fachlich Beteiligten zeitlich und fachlich zu koordinieren, mit seinen Leistungen abzustimmen und konfliktfrei in die Gesamtplanung zu integrieren. Die hohen Anforderungen an die Integration und Koordination sind Bestandteil der in § 3 aufgeführten Leistungen und werden nicht gesondert honoriert. 
Der AN erstellt und koordiniert die Grob- und Detailablaufplanung für die Planung. Das beinhaltet auch die notwendige Terminsteuerung und Abstimmungsmaßnahmen mit den Behörden sowie die weitere Terminplanung.
[bookmark: _Hlk120293029]Der AN erstellt in Abstimmung mit der AG die typenweisen Wandabwicklungen und berücksichtigt die erforderlichen Wartungsarbeiten in den Leistungsverzeichnissen.
Der AN übernimmt die im Leistungsbild (Anlage 2) definierten Leistungen.
[bookmark: _Toc497906116]Ansprechpartner
Verantwortliche Ansprechpartner des AN sind
Projektleiter/in 		[…]
Vertreter/in 		[…]
Die Ansprechpartner des AN sind zur Entgegennahme und Abgabe von Willenserklärungen im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses voll umfänglich bevollmächtigt. 
Verantwortliche Ansprechpartner der AG sind:
· Projektleiter/in 		Anna Lena Quurck… 
· Vertreter/in 		… 
(4) Die Parteien werden sich über einen Wechsel des Ansprechpartners jeweils unverzüglich informieren.

§ 6	Vor-Ort Präsenz
Der AN hat dafür Sorge zu tragen, dass sein Leitungspersonal bzw. dessen Stellvertreter für die Objektüberwachung nach den Erforderlichkeiten des Baufortschritts während üblicher Geschäftszeiten mindestens an einem Arbeitstag pro Woche vor Ort präsent sind.
1. [bookmark: _Toc497906117]Termine und Fristen
Für die Fertigstellung der Leistungen des AN gelten folgende Termine bzw. Fristen:
Vervollständigung der vorhandenen Ergebnisse bis zur Ausführungsplanung
☐ bis zum: […]		
☐ […] Wochen nach Beauftragung
x nach Terminplan (Anlage 06)
Fertigstellung der Entwurfsplanung
☐ […] Wochen nach Freigabe der Vorplanung durch den AG
☐ […] Wochen nach Beauftragung
☐x nach Terminplan
☐ bis zum […]
Fertigstellung der Genehmigungsplanung 
☐ bis zum: […]
☐ […] Wochen nach Freigabe der Entwurfsplanung durch die AG
☐ […] Wochen nach Beginn der Genehmigungsplanung
☐ nach Terminplan
[bookmark: _Hlk120293239]Erstellung der Anträge im Rahmen der laufenden Berichterstattung im Förderverfahren nach dem jeweiligen Stand der Planung bis 4 Wochen vor Beginn des Gremienlaufs, wobei die Gremientermine dem Planer binnen 14 Tagen nach Bekanntgabe mitgeteilt werden. 
Baubeginn 
☐ bis zum: […]
x☐ nach Terminplan
Beginn der Inbetriebnahme
☐ bis zum: […]
☐x nach Terminplan
Übergabe
☐ bis zum: […]
☐x nach Terminplan
[bookmark: _Toc497906118]Honorar 
Der AN erhält für seine vertragsgegenständlichen Leistungen eine Vergütung nach den Festlegungen der Anlage 2.
Die prozentuale Bewertung der beauftragten Leistungen ergibt sich aus § 34 HOAI i.V.m. § 8 Abs. 2 HOAI. Die Parteien sind sich einig, dass die Bewertung von einzelnen Leistungen einer Leistungsphase (§ 8 HOAI) auf Grundlage der sogenannten Siemon-Bewertungstabelle erfolgt.
Die mitzuverarbeitende Bausubstanz wird bei der Honorarermittlung nicht in Ansatz gebracht. 
Ein Umbauzuschlag gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 5 HOAI wird gemäß dem Honorarblatt des bezuschlagten Angebots vereinbart.
Von der vereinbarten Vergütung sind sämtliche Vertragsleistungen des AN umfassend und vollständig erfasst, die dieser gemäß dem vertraglichen Aufgaben- und Pflichtenumfang zu erbringen hat. Dies gilt auch für alle sonstigen Leistungen, die in diesem Vertrag zwar nicht ausdrücklich genannt, jedoch zur ordnungsgemäßen und vollständigen Erbringung der Leistungen notwendig sind, soweit nicht nachstehend etwas anderes vereinbart ist.
Die vereinbarte Vergütung enthält ferner die Abgeltung der urheberrechtlichen Nutzungsbefugnisse der AG.
Zeithonorar
Ein Zeithonorar kann nur dann gefordert werden, wenn es nicht vom Honorar für die im Vertrag vorgesehenen Leistungen umfasst ist und vor der Ausführung mit der AG gesondert schriftlich vereinbart wurde. Die Zeithonorare bemessen sich nach den in der Anlage 2 genannten Sätzen.
Zeithonorare werden nach Stundenbelegen mit Leistungsnachweis berechnet. Für die Nachweisführung zum Aufwand ist der AG wöchentlich eine Stundenaufstellung vorzulegen. Abrechnungen haben jeweils zeitnah zum Monatsende eines Folgemonats für den vorangegangenen Monat zu erfolgen. 
Notwendige Überarbeitungen von Ausschreibungsunterlagen bei unverändertem Programm und bei nur unwesentlich veränderten Forderungen der AG begründen keinen Anspruch auf zusätzliche Vergütung, soweit sie beim AN nicht einen wesentlichen Arbeits- und Zeitaufwand verursachen. Nicht vereinbarte Leistungen, die der AG zur Herstellung der baulichen Anlage fordert, hat der AN mit zu übernehmen, es sei denn, sein Büro ist auf derartige Leistungen nicht eingerichtet.
Eine Bauzeitverlängerung, die nicht durch die AG verursacht wird, begründet keinen zusätzlichen Honoraranspruch. Eine durch die AG verursachte Bauzeitverlängerung von nicht mehr als 2 Monaten je 12 Monate Bauzeit bewirkt ebenfalls keinen zusätzlichen Honoraranspruch und ist durch den AN zu berücksichtigen.
Zusatzvergütung
Eine Zusatzvergütung kann die AN beanspruchen, wenn er aufgrund von Anordnungen der AG zusätzliche oder geänderte Leistungen zu erbringen hat, die über das zur ordnungsgemäßen und vollständigen Erbringung der vertraglichen Leistung angemessene Maß hinausgehen. Glaubt der AN, zusätzliche Vergütung beanspruchen zu können, so hat er dies unverzüglich und auf jeden Fall vor Beginn seiner Leistung mit Angabe des Umfangs der zusätzlichen Leistungen, der Vorausschätzung des zusätzlichen Zeitbedarfs und der Höhe der beanspruchten Zusatzvergütung der AG schriftlich aufzuzeigen.
Kommt mit der AG keine Vereinbarung über die Höhe der zusätzlichen Vergütung zustande, so erfolgt diese nach dem nachgewiesenen Zeitaufwand mit den festgelegten Stundensätzen.
Meinungsverschiedenheiten über eine vom AN beanspruchte Zusatzvergütung berechtigen den AN nicht, seine Leistungen zurückzuhalten oder einzustellen.
Nebenkosten des AN werden nach Maßgabe der Anlage 2 vergütet.
Die Umsatzsteuer wird in der gesetzlichen Höhe gesondert vergütet. Die Rechnungstellung des AN hat die Umsatzsteuer gesondert auszuweisen. Die Rechnungen des AN müssen im Übrigen den jeweils geltenden steuerrechtlichen Anforderungen entsprechen.
[bookmark: _Toc497906119]Einhaltung der Baukosten 
Für beide Vertragsparteien gilt die gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 vereinbarte Baukostenobergrenze als Beschaffenheitsvereinbarung gemäß § 633 Abs. 2 BGB ohne Toleranzen. Der AN ist verpflichtet, seien Leistungen so zu erbringen – insbesondere so zu planen - dass die Kostenobergrenze eingehalten werden kann. Der AN ist zur Kostenkontrolle verpflichtet. 
Wird für den AN erkennbar, dass die Kostenobergrenze voraussichtlich überschritten wird (z.B. wegen gestiegener Baukosten oder wegen einer Unvereinbarkeit von Vorgaben der AG mit dem Kostenziel oder wegen einer im Laufe der Bauausführung erkennbar werdenden Fehlerhaftigkeit bzw. Unvollständigkeit der der Auftragserteilung zugrunde gelegten Planungsergebnisse), so ist er verpflichtet, die AG hierüber unverzüglich und umfassend zu informieren und Einsparungsvorschläge zu unterbreiten, die geeignet sind, die Einhaltung der vereinbarten Kostenobergrenze sicherzustellen.
[bookmark: _Toc497906120]Urheberrecht
[bookmark: _Ref497905451]Soweit die vom AN gefertigten Unterlagen und das ausgeführte Werk ganz oder in Teilen urheberrechtlich geschützt sind, bestimmen sich die Rechte der AG auf Nutzung, Änderung und Veröffentlichung dieser Werke nach lit. a) bis d).
[bookmark: _Ref497905350]Gegen fachliche Weisungen der AG kann der AN nicht einwenden, dass die von ihm im Rahmen des Auftrages erstellten Pläne und Unterlagen seinem Urheberrecht unterliegen. 
Die AG darf die Unterlagen für die im Vertrag genannte Baumaßnahme und das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des AN nutzen. Die Unterlagen dürfen auch für eine etwaige Wiederherstellung des ausgeführten Werkes benutzt werden.
Die AG darf die Unterlagen sowie das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des AN ändern, wenn dies für die Nutzung des Gebäudes erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn die Änderungen der Unterlagen oder des ausgeführten Werkes zu Entstellungen oder anderen Beeinträchtigungen i.S.d. § 14 Urheberrechtsgesetz führen oder die Interessenabwägung im Einzelfall ergibt, dass das Gebrauchsinteresse der AG hinter dem Schutzinteresse des AN zurücktreten muss. In diesen Fällen wird die AG den AN über das Vorhaben unterrichten und ihm Gelegenheit geben, innerhalb einer von der AG bestimmten angemessenen Zeit mitzuteilen, ob und in welcher Weise er mit einer Änderung einverstanden ist.
[bookmark: _Ref497905410]Die AG hat das Recht zur Veröffentlichung unter Namensangabe des AN. Das Veröffentlichungsrecht des AN unterliegt der vorherigen schriftlichen Zustimmung der AG, wenn Geheimhaltungsinteressen oder sonstige Belange der AG durch die Veröffentlichung berührt werden.
Liegen die Voraussetzungen von Absatz (1) nicht vor, darf die AG die Unterlagen für die im Vertrag genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des AN nutzen und ändern; dasselbe gilt auch für das ausgeführte Werk. Die AG hat das Recht zur Veröffentlichung unter Namensangabe des AN.
Das Veröffentlichungsrecht des AN unterliegt der vorherigen schriftlichen Zustimmung der AG. Die Planungs- und Kostendaten der Baumaßnahme dürfen vom AN nicht an Dritte weitergegeben werden.
Die AG kann die vorgenannten Rechte jederzeit auf Dritte übertragen, insbesondere auf verbundene Unternehmen oder andere Verfügungs- oder Nutzungsberechtigte des Baugrundstücks. 
Vollmacht
Die AG bevollmächtigt den AN im Zusammenhang mit der Erbringung seiner Leistungen mit der Vornahme folgende Handlungen bzw. der Abgabe folgende Erklärungen:
· technische Abnahmen
· Entgegennahme und Aufzeichnung von Stundenlohnnachweisen
· Erteilung von Weisungen auf der Baustelle (gemäß § 4 Abs. 1 Nummer 3 VOB/B)
· Mängelrügen
· Entgegennahme von Angeboten und Schlussrechnungen
· Entgegennahme von Erklärungen ausführender Unternehmen (z. B. Bedenkenanmeldungen, Behinderungsanzeigen und Mehrkostenanmeldungen)
· Aufnahme eines gemeinsamen Aufmaßes mit dem ausführenden Unternehmen.
Finanzielle Verpflichtungen für die AG darf der AN nur eingehen, wenn Gefahr im Verzug besteht und das Einverständnis der AG nicht rechtzeitig zu erlangen ist.
Eine weitergehende Vollmacht wird dem AN mit diesem Vertrag nicht erteilt. Später hierüber hinausgehende Vollmachten können nur schriftlich erteilt werden (vgl. § 125 BGB).
[bookmark: _Toc497906121]Versicherungen
Der AN hat eine Berufshaftpflichtversicherung abgeschlossen, die er bis fünf Jahre nach Abschluss seiner Leistungen aufrechterhalten muss. 
Die Deckungssummen dieser Versicherung betragen mindestens
für Personenschäden (für die einzelne Person): EUR 2.500.000,00 
für Sach- und Vermögensschäden: EUR 2.000.000,00
jeweils 2-fach maximiert pro Jahr und Schadensfall.
Der AN hat der AG vor Erteilung des Zuschlags / unverzüglich nach Vertragsschluss den Abschluss und Fortbestand der Versicherung durch eine entsprechende Bescheinigung des Haftpflichtversicherers nachzuweisen.
Der AN ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn sein Versicherungsschutz nicht mehr besteht oder die noch zur Verfügung stehende Deckungssumme gleich aus welchen Gründen sinkt.
[bookmark: _Toc497906122]Haftung, Mängelansprüche 
Für Mängelansprüche, Haftung und Verjährung gelten, soweit in diesem Vertrag oder den anderen Vertragsbestandteilen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, die gesetzlichen Vorschriften.
Die Verjährung der Ansprüche der AG beginnt mit der Abnahme der vollständig erbrachten Leistungen des AN.
Die AG behält sich vor, die Leistungen des AN jeweils unmittelbar nach der vollständigen vertragsgemäßen Erbringung der jeweiligen Leistungsphase gemäß HOAI und / oder der jeweiligen Stufe förmlich abzunehmen. 
Kündigung
Der AN und die AG sind zur Kündigung des Vertrags aus wichtigem Grunde berechtigt (§ 648a BGB). 
Eine Kündigung dieses Vertrages durch die AG aus wichtigem Grund kommt insbesondere in Betracht, wenn der AN:
a) einer bindenden Weisung der AG nicht nachkommt oder
b) nachhaltig und erheblich seine vertraglichen Verpflichtungen verletzt
und ihn die AG erfolglos in Textform mit angemessener Fristsetzung und unter Benennung der zu beanstandenden Umstände abgemahnt hat.
Kündigungen bedürfen der Schriftform (§ 650h BGB).
Im Fall der vorzeitigen Beendigung dieses Vertrages – gleich aus welchem Grund – hat der AN seine Arbeiten abzuschließen und deren bisherigen Ergebnisse auf eine Weise zu ordnen, die eine Übernahme und Fortführung der Vertragsleistung durch einen Dritten ohne unangemessene Schwierigkeiten möglich macht. Der AN ist verpflichtet, die zur Fortsetzung der Arbeiten erforderlichen Unterlagen unverzüglich an die AG herauszugeben.
Zur Feststellung des Leistungsstandes wird auf § 648a Abs. 4 BGB verwiesen; dieser findet im Falle einer ordentlichen Kündigung durch die AG entsprechend Anwendung.
Wird aus einem wichtigen Grund gekündigt, den die AG zu vertreten hat, oder macht die AG von ihrem ordentlichen Kündigungsrecht Gebrauch, erhält der AN die volle Vergütung für die bereits vertragsgemäß erbrachten Leistungen. Für beauftragte, aber noch nicht erbrachte Leistungen erhält der AN die volle Vergütung abzüglich dem, was er erspart, weil der Vertrag nicht zur Ausführung kommt und dessen, was er durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. 
[bookmark: _Toc1558390]Datenverarbeitung im Rahmen des Vertragsverhältnisses
Die AG und die mit ihm verbundenen Unternehmen und ggf. deren Dienstleister haben das Recht, unter Einhaltung der DSGVO personenbezogene Daten im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO innerhalb des BG Kliniken Konzern zu verarbeiten. Die Daten werden für die Verhandlung, Durchführung und Dokumentation dieses Vertragsverhältnisses sowie aus Gründen der Compliance in Umsetzung von Aufsichtspflichten der Geschäftsführung (insbesondere wegen § 130 OWiG) und zur Erfüllung berufsrechtlicher Verpflichtung ihrer Mitarbeiter (z.B. § 33 MBO-Ä) verarbeitet. Die Verarbeitung der Daten kann darüber hinaus erforderlich sein, um rechtliche Ansprüche durchzusetzen. 
Betroffene haben auf Grundlage von Art. 15 bis 21 DSGVO das Recht, Zugang und Informationen über die Zweckbestimmung der gespeicherten personenbezogenen Daten zu erhalten, fehlerhafte Daten korrigieren zu lassen, deren Löschung zu verlangen sowie die Einwilligung in bestimmte Arten der Verarbeitung zu widerrufen, und die Übertragung der Daten an eine andere verantwortliche Stelle zu verlangen. Das Recht des Betroffenen auf Löschung wandelt sich in ein Recht auf Sperrung, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen.
[bookmark: _Toc497906123]
Verschiedenes
Erfüllungsort für die Leistungen des AN ist der Ort des Bauvorhabens.
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten ist Bochum.
Änderungen des Vertrages bedürfen der Schriftform, sofern keine notarielle Form vorgeschrieben ist. Das Schriftformerfordernis gilt auch für Änderungen, Aufhebungen oder einen Verzicht auf die Einhaltung dieser Klausel. 
Der Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. Streitigkeiten berechtigten den AN nicht, seine Leistungen einzustellen. 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, so berührt dies die Gültigkeit der anderen Vertragsbestimmungen nicht. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen soll eine wirksame und durchführbare Regelung gelten, die ‑ soweit rechtlich möglich ‑ dem am nächsten kommt, was die Vertragsschließenden gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrages gewollt haben würden, sofern sie bei Abschluss dieses Vertrages diesen Punkt bedacht hätten.



    (Ort, Datum)				[…]
[Name in Druckschrift]


     (Ort, Datum)				[…]
[Name in Druckschrift]
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